
Aktenzeichen:

Z.B£Qéläé„

Verkündet

am 250 Mai 1958

‚I m N a m e n d e e V o l k e 5

In 3achen-

Beklagte und Revxsionsbeklagte,

hat der ?, öenat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 85„ Mai 1958

für Recht erkannt:

auf die Revision des älägers wird das Urteil

des Landessozialgerichts Baden—Jürttemberg vom

ll. Mai 1956 aufgehoben„ Die üeche wird zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landeesozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegeno
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Der 1906 geborene Aläger, von Beruf Kaufmann, bezog zuletzt

seit 5. April 1951 Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu)

beim arbeit5amt Memmingen° Am 11° Juni 1951 beantragte er nach—

träglich Befreiung von der Meldetontrolle für die Zeit vom
503 Mai bis zum 9° Juni 1951, da er Muster von HeizbrikettS

aus Abfallstoifen anfertigen müsse, um eine Anstellung bei der

Firma dch.XX in Lautersheim zu erlangen? Diese bescheinigte

dem Kläger, daß er für längere Zeit mit dem Aufbau ihres Be—

triebes und mit der Herstellung von Proben beschäftigt sei;

hierfür erhalte er bis zum Anlaufen des Betriebs kein Entgeltn

Das Arbeitsamt entsprach dem Antrag und zahlte Unterstützung

für diese Zeit°

In einem nntrag vom 11. Juni 1951 auf Befreiung von der Melde—
Kontrolle für die Zeit vom 4„ bis zum 18° Juli 1951 erklärte

der Aläger, daß er für die Firma sch;XX einen Betrieb für die

nrzeugung von Heizbriketts eingerichtet habe, der in den

nächsten Tagen anlaufen solle° Darauf befreite das Arbeitsamt

ihn unter Fortzahlung der Unterstützung von der Meldekontrolle

unter der Bedingung, daß er ab 18, Juli 1951 aus der Unter—

stützung ausscheide° Die Firma st.XX bescheinigte dem Klä-

ger, daß er ab 18° Juli 1951 bei ihr beschäftigt sei. Mit
dchreiben vom 20. Juli 1951 teilte sie dem Arbeitsamt mit,

daß der Kläger ab 20. Juli 1951 bei ihr als freier Mitarbeiter

tätig und mit einer "Anteilguote“ am Betrieb beteiligt sei,

aber weder in ein Arbeits— noch Angestelltenverhältnis über-

nommen werde°

Am 51„ august 1951 beantragte der Kläger die ■eitergewährung

der Unterstützung. er habe vom 18° Juli bis zum 510 August

1951 bei der Firma ßch.XX gearbeitete Nach deren arbeitsbe—

scheinigung vom 15. öeptember 1951 war der dläger vom 10 Juli

bis zum 10. August 1951 bei ihr als Mitarbeiter gegen freie
Hohnung und &ost beschäftigt° Sie enthält den Vermerk, daß

bei Produktion vertragsgemäß Teilhaberschaft vorgesehen seio

‘Das Arbeitsamt beuilligte daraufhin die ■eiterzahlung der

Unterstützung ab 51° August 1951, die mit Unterbrechungen bis

zum 51. Oktober 1951 einschließlich gewährt wurde°

...}...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Am 1° November 1951 meldete sich der Kläger in Arbeit ab°
Mit Bescheid vom 28° September 1951 entzog das Arbeitsamt dem

Kläger die Unterstützung für die Zeit von 2° bis zum 17° Juli

1951 und forderte 75,60 DM zurick‚ weil er bereits seit dem

1c Juli 1951 bei der Firma Sch.XX in Arbeit gestanden habe„

Der Kläger erhob Einspruch “gegen einen Abzug wegen zuviel

bezahlter Arbeitslosenfürsorge", wurde aber damit durch Ent—

scheidung des Spruchausschusses des Arbeitsamts Memmingen vom

2„ November 1951 zurückgewiesen° hiergegen legte er Berufung

bei der Spruchkammer des Landesarbeitsamts Süd—Bayern ein°

Im Verlaufe Weiterer Ermittlungen durch das Arbeitsamt ergab

sich} daß der Aläger unter dem 15° Juni 1951 mit dem Bevoll—’

mächtigten der Firma och.XX einen Vertrag geschlossen hatte,

in dem er beauftragt war, Briketts aus Abfallstoffen in dem

Betrieb der Firma herzustellen° Der &lä5er sollte als freier

Mitarbeiter tätig sein und an der laufenden Produktion mit

einem Anteil von 1/2 Dpfgo je hilogramm beteiligt werden„

Der Inhaber der Firma Sch.XX erklärte in einem schreiben

vom 8° august 1952 dem Arbeit5amt hierzu, der Aläger sei am
280 Mai 1951 in den Betrieb nach Lautersheim gekommen. Der

Vertrag vom 15° Juni 1951 sei geschlossen werden, als der Klä—

ger mit seiner Tätigkeit angefangen habe° Er habe vom 28„ Mai

bis zum 15“ Oktober 1951 mit einer Unterbrechung von etwa zwei

Monaten in der Firma gearbeitet° In dieser Zeit seien ihm

DM 420,—_ gezahlt worden°‘

Ferner bescheinigte die .XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXGmbH° Jorms/

Rhein unter dem 20° Oktober 1952, der Kläger sei vom 27° Okto-

ber 1951 bis zum 25° Februar 1952 als "freiberuflicher Berater“

bei ihr tätig gewesen und habe in dieser Zeit als Entschädi—

gung insgesamt 2„150,—— DM erhalten° In diesem Betrag seien an

Reisekosten und Auslagen etwa l„278,—- DM enthaltena Am 27° Ok—
tober'l95l seien ihm 150‚—— DM und am 28° Oktober 100,—— DM

ausgezahlt werden°

Mit Verfügung vom 10. Dezember 1952 entzog danach das Arbeits—

amt dem Kläger die Alfa samt Teuerungszulage für die Zeit vom
28„ Mai bis zum 50. Juni 1951, vom 51° august bis zum 18. Oktober
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1951 sowie vom 27. bis zum jl„ Oktober 1951 und forderte ins—

gesamt 452‚60 DM zurückb Da in diesen Zeitebschnitten der

Kläger nicht arbeitslos gewesen sei, habe er die Unterstüt—

zungsbeträge zu Unrecht erhalten° Der Ein3pruch des Klägers

wurde durch Entscheidung des Spruchausschusses des Arbeits—

emts Memmingen vom 29. Januar 1955 als unbegrünäet zurückge—

wiesen, wogegen der Kläger Berufung beim Oberversicherungsamt

München einlegte°

Überdies verhängte des-nrbeitsamt mit Ordnungsstrafbescheid

vom l'7° Februar 1955 gegen den Kläger eine Ordnungsstrafe von
40‚—— DM, weil er die gesetzliche Verpflichtung, dem Arbeits—

amt ohne Aufforderung unverzüglich Jede übernommene Lohnarbeit

anzuzeigen, nicht erfüllt habe° Die ■ntscheidung über die Be—
schwerde des Klägers hicrgegen wurde durch Beschluß des Vor—

sitzenden des 5pruchausschusses beim Arbeitsamt vom 12° März

1955 bis zur Antscheidung über die Berufung in den Unterstüt—

zungssachen aus-gesetzt°

Mit einem Schreiben vom 9° Mai 1955 teilte die B.XXXXXXXXXX

XXXXXXXXXX„d0rmS dem nrbeitsamt mit, daß der Kläger vom 10

Januar bis zum 25, Februar 1952 bei ihr als freiberuflicher

Berater tätig gewesen sei; sie stellte insoweit ihre früheren

Angaben richtig°

II°

Mit Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) gingen die

Berufungen des Klägers gegen die Entscheidungen des Spruchaus—

schusses als Klagen auf das Sozialgericht München über° Dieses

erklärte sich durch Beschluß vom 9. Juni 1954 für örtlich una

zuständig und verwies "den Rechtsstreit" an das Sozialgericht
Karlsruhe, da der äläger seinen Johnsitz dorthin verlegt hatte;

In der mündlichen Verhandlung vom 24° Mai 1955 vor dem Sozial—

gericht Karlsruhe erging folgender Beschluß: "Das Beschwerde—

verfahren wegen Verhängung einer Ordnungsstrafe wird gemäß

5 115 SGG mit dem Verfahren über die Rückforderung überzahlter

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung verbunden"°
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Der Kläger beantragte, die nntscheidungen des nrbeitsamts

vom 28, September 1951 und 10° Dezember 1952, die Bescheide

des 5pruchausschusses vom 2, November 1951 und 29° Januar

1955 sowie den Ordnungsstrafbescheid von 17° Februar 1955

aufzuheben°

Die Beklagte beantragte Alagabweisungo

Das Sozialgericht Karlsruhe wies durch Urteil vom 24° Mai

1955 die nlage ab. hs erachtete die Verbindung des Verfahrens

über die Verhängung der Ordnun5sstrafe mit der hlage auf Auf—

hebung der ■ückforQerungsbescheide für geboten, "weil beide

Verfahren im Zusammenhang stehen und von vornherein in einer

Klage hätten geltend gemacht werden können"° Es wurde ausge«
führt‚ daß der Kläger nicht bestreiten könne, in der Zeit vom

28° Mai bis zum 15° Oktober 1951 und dann wieder ab 27„ Okto—

ber l95l für die Firma 50hXXX.bZW‚ die neugegründete B.XXXX

'XXXXXXXXXXXXXXXX<$an„ Horms freiberuflich tätig gewesen zu
sein„ Als selbständiger Gewerbetreibender sei er nicht als

arbeitslos anzusehen° Jährend seiner Mitarbeitertätigkeit

sei er zudem persönlich und vertraglich gebunden, mithin

nicht arbeitslos und nicht unterstützungsberechtigt gewesen„
Nach dachlage sei ferner der Ordnungsstrafbescheid zu Recht

ergan5en, da der Kläger verpflichtet gewesen wäre, dem Ar—

beitsamt gegenüber seine Tätigkeit bei der Firma sm.»ficxxund
der B;XXXXXXXXXXXXXXXXXXXGmbH„zu o:ffferüaarem° —
Die Rechtsmittelbelehrung erteilte das Sozialgericht Karls—

ruhe dahin, daß gegen das Urteil Berufung eingelegt werden

könnec

III“

Der Kläger legte Berufung ein und machte geltend, daß er mit

sachlich zutreffenden Angaben Jeweils Befreiung von der Melde—
kontrolle beantragt habe, und daß diese ihm vom.3rbeitsamt

auch genehmigt worden sei. Jenn er dementgegen Unterstützungen

nicht hätte erhalten dürfen, so seinen ihm diese durch Rechts—

irrtum des Arbeitsamts, nicht aber infolge eigenen schuldhaften

Verhaltens bewilligt werden. Deshalb seien Erstattungsansprüche

nicht gegeben°
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Das Landessozialgericht verwarf durch Urteil vom ll. Mai 1956

—ohne mündliche Verhandlung nach @124 Abs. 2 SGG—die Be-
rufung des Alä5ers gegen das Urteil des Sozialgerichts Aarls—

ruhe als unzulässig, soweit das Urteil die Bescheide des er—

beitsamts von 28° September 1951 und 10° Dezember 1952 be—

triiit. Nach seiner auffassung mache der Kläger Ansprüche

auf wiederkehrende Leistungen dadurch geltend, daß er Jeweils

gegen den Bescheid, der die Erstattung verfügte, Alage erhob"°

Jeder der beiden Bescheide der Beklagten betreffe aber Unter-

stützungsleistungen nur für einen Zeitraum bis zu 15 Jochen,

Demzufolge sei die Berufung nicht statthaft‚ Daran ändere auch

die.Tatsache nichts, daß das Sozialgericht über beide Klagen

in e i n e m Urteil entschieden habe° Der Bescheid über die

Ordnungsstrafe sei nicht Gegenstand der Berufung, da er mit der

Klage erst angefochten werden könne, wenn über den Niderspruch

hier5egen im Verwaltungswege entschieden oder die Vorausset-

zungen des % 88 Abs. 2 SGG erfüllt seien°
»'

!
__—

. . _ _ _
i'»'_

_,
Rev1510n wurde vom Landessoz1alger1cht zugelassen, weil esf_

sich bei der Frage, ob die Berufung zulässig ist, wenn sie

zwei dlagen betreffe, die sich zusamnen auf wiederkehrende

Leistungen für einen Zeitraum von mehr als 15 ■cchen beziehen,

um eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung handele°

IV°

Gegen das am 6, august 1956 zugestellte Urteil legte der Klä—
ger mit dchriftsatz vom 51, August 1956, beim Bundessozialge-
richt eingegangen am 5‚ deptember, Revision ein. Mit Telegramm

vom 5, deptember 1956, beim Bundessozialgericht eingegangen }

am 40 Ueptember, beantragte er, das Urteil des Landessozialgeejf

richte dtuttgert von ll. Mai 1956 aufzuheben und seiner Beru—
fung gegen das Urteil des Sozialgerichts Aarlsruhe vom 240

Mai 1955 stattzuggeben° In der am 290 deptember eingegangenen
Revisionsbegründung vom 28. deptenber 1956 stellte er ferner

den Hilfsantrag, der Berufung stattzugoben und dem Landessc—

zialaericht Stuttgart uufzutrugen, in der Sache selbst zu ent—
scheiden, hr rügte, daß das Landessozialgericht die Berufung

zu Unrecht als unzulässig verworfen habe° Das Sozialgericht
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habe über beide Klagen in e i n e m Verfahren verhandelt

»und mit e i n e m Urteil entschieden. Damit sei insgesamt

auch e i n e Berufung zulässig. Beide Ansprüche seien zu»

sammenzurechnen.

Die Beklagte beantragte, die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen, hilfsweise die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückzuverweisen°

die hält die entscheidung des Landessozialgerichts für zu“
treffend und machte geltend, in Verfahren seien zwei Ansprüche

im dtreit, die selbständig nebeneinander liefen; jeder einzelne

davon betreife einen Zeitraum von weniger als 15 ‘.Vochen° Daher

sei die Berufung unzulässig°

Hegen der Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten wird

auf die Schriftsätze Bezug genommen.

V0

Die ReVision ist statthaft (% 162 Abs. 1 Nr. 1 SGS), auch

iorm— und fristgerecht eingelegt sowie begründet werden (% 164,

@ 166 Abs. 1 sec . Sie ist daher zulässig.

Die Revision ist auch begründet. Der nläger hat zu Recht be—

mängelt, daß das Landessozialgericht die Zulässigkeit der Be—

rufung verkannt hat.

Nach dem Grundsatz des 3 145 5GG findet gegen die Urteile

der Sozialgerichte regelmäßig die Berufung'an das Landessö—

zielgericht statt, soweit sich aus den ää 144 bis 149 (und
206) SGG nichts anderes ergibt. Hiernach ist die Rechtsmittel—

fähigkeit allein nach dem Inhalt des angefochtenen Urteils,

nicht aber nach den Beschwerdegegenstand im Berufungsverfahren

zu beurteilen (vgl. hierzu BSG. } d. 217).

Das mit der Berufung angegriffene Urteil des Sozialgerichts

betraf keinen der in den vorbezeichneten Vorschriften aufge—

zählten Fälle. Der Aläger hatte mit der Klage — die aus—
schließlich Angelegenheiten der Arbeitslosenver$icherung

im weiteren 5inne, nämlich einschliéßlich der „rbeitslosen—
fürsorge betrifft » weder einmalige noch wiederkehrende Lei-

” A «stungen (@ 144 oeu)beansprucht noch auch Beginn oder Höhe

- 8 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 -

seiner Unterstützungen angegriffen (% 147 SGG . hbensowenig

hatte er sich gegen die Feststellung von Überzahlungen an
sich und deren Höhe gewendet. Vielmehr hat er lediglich seine

Verpflichtung zur Rückzahlung der in einzelnen Zeitabschnitten

bezogenen Unterstützungsbeträde bestritten und insoweit

geltend gemacht, daß er sie nicht zu Unrecht erhalten habe°

Das Landessozialgericht selbst ist sich dieser Sach— und

Rechtslage offensichtlich auch bewußt gewesen, wenn es in

den Entscheidungs5ründen seines Urteils darlegte, daß der

Kläger "dem Ansgrugh der Beklagten auf Erstattung durch

nlagerhebung widersoggghgg“ habe, Dann ist es aber nicht
gerechtfertigt, für die Prüfung und Beurteilung der Beru—

fungsfähigkeit "von umgekehrten Leistungen" auszugehen,

worauf die Auffassung des Berufungsgerichts im Ergebnis hin—

ausläuft°

'Wie der erkennende Senat bereits in seinem Urteil vom 50, Mai

1956 (BSG‚ 5 S„ 106 fo), das dem Landessozialger10ht bei der
Abfassung des Berufungsurteils noch nicht bekannt war, sowie

im Urteil vom 15. Mai 1957 (7 RAr 90/55), mit dem in einem
Parallelfall auch ein Urteil des Landessozialderichts Baden—

■ürttemberg aufgehoben werden mußte, festgestellt hat, be—

wirkt % 177 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenverSicherung (AVAVG) a.F‚ eine dem Recht der Arbeitslo—
senversicherung eigentünliche Regelung des Rückforderungs—

oder Rückerstattungsanspruchs„ gibs° l.datz 1 dieser Vorschrift

enthält nämlich für die Arbeitsvernaltung die gesetzliche Ver—

pflichtung zur Rdcknahme sowohl der von Anfang an fehlerhaften

wie der in der Zwischenzeit fehlerhaft gewordenen Verwaltungs—

akte und data 2 die iechtsarundlage für den erstattungsan—

spruch hinsichtlich aller Jener Beträge, die infolge der Auf—

hebung des Verwaltunésahts zu Unrecht gezahlt werden sind°

Diese besondere Regelung nach dem AVAVG hat gesetzcstechnisch

ihren Platz nicht im "Dritten Abschnitt" = Arbeitslosenver-

sicherung, Unterabschnitt "Versicherungsleistungen” (55 87 ff°
AVAVG a.F.), sondern vielmehr im "Sechsten Abschnitt" = Ver—

fahren, Unterabschnitt ”Unterstützungsverfahren” (5% 168 ff„

AVAVGa.F„) erhalten° Dieser Umstand allein schon läßt er—
Kennen, daß Jedenfalis'im Bereich der Arbeitslosenversiche—

....9‘l
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rung die Rückforderungsrechte nicht als "Leistungen" im

Sinne des 5 144 Abs° 1 SGG angesehen werden können° Darüber

hinaus ist in Rechtsprechung wie Schrifttum schon seit langem

anerkannt, daß auch allgemein im Recht der Sozialversicherung

vom
Gesetzgeber der Begriff "Leistung" nur dann verwendet wird,

wenn es sich um Ansprüche des Versicherten gegen den Versi—

cherungsträger oder sonstiger Berechtigter gegen den Staat

bzw° gegen öffentliche Körperschaften oder Anstalten handelt

(vgl. BSG. 5 5. 254 f. _/_25_@7und die dortigen Zitate),

In % 177 Abs. 1 data 2 AVAVG a„F. hat der Erstattungsan3pruch

als öffentlich—rechtlicher Anspruch eigener Art ohne Unter“

scheidung, ob die Rückforderung einen einzigen Betrag aus—
macht oder summenmäßig mehrere hinzelbeträge umfaßt, seine

besondere Rechtsgrundlage° Nach Hortlaut und Inhalt wird er
nicht von den Berufungsausschließungsgründen des 5 144 SGG

erfaßt, ebensowenig wie die Entziehung nach @ 177 Abs, 1

Satz 1 AVAVG a„F„ ‘

Gegenstand der seitens des hlägers bei dem Sozialgericht

anhängig gemachten Rechtsstreitigkuiten-wegen Erstattung,

deren förmliche Verbindung zur gemeinsamen Verhandlung und

Entscheidung (@ 115 $GG) als eine Ala3e der drstrichter, wie

das Landessozialgericht zutreffend erörtert hat, unterließ,

waren zunächst die Verfügungen (Verwaltungsakte) des Arbeits—

amts Memmingen von 28° deptenber 1951 sowie vom 10° Dezember

1952„ Unzweifelhaft begehrte der nläger deren aufhebung im

vollen Ümfang;e° Die Untersuchung und nntscheidung darüber,

ob und für welche Zeiträume der nläger Alfa überhaupt been“

Sprachen konnte, betrifft in diesem Zusammenhang daher nur
eine Vorfrage; hieraus war eine Berufungsausschließung

über a 144 SGG nicht herzuleiten. deshalb findet die Berufung

nach & 145 5GG statt. Das Landessozialgericht durfte also
dieses Rechtsmittel nicht als unzulässig verwerfen, sondern

mußte eine dachentscheidung treffen°

Ausgdiesen Gründen war das angefochtene Urteil aufzuheben°

Das Bundessozialgericht nonnte Jedoch in der Sache nicht

selbst entscheiden, sondern mußte sie zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung'an das Landessozialgericht zurückver—
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weisen (@ 170 Abs. 2 5GG). hs fehlen ausreichende Feststellungen

über den für eine Rückerstattungspflicht des Alägers rechtlich

erheblichen dachverhalt° Der vom
hrstrichter ermittelte und vom

Berufungsgericht in großen Zügen übernemmenc Tatbestand ist

widerspruchsvoll. ir machte bislang nicht erweislich, in welchen

Zeitabschnitten der Kläger wirklich arbeitslos im Sinne des

AVAVG war, in welchen anderen er aber etwa als selbständiger—

Gewerbetreibender tätig gewesen oder durch persönliche oder

vertragliche Bindungen nicht verfügbar gewesen ist°

VIo

Das Landessozialgericht wird nunmehr zu prüfen haben, ob und

bejahendenfalls für welche Zeitabschnitte der Aläger überhaupt

Anspruch auf nlfü hatte° hs wird bei diesen Untersuchungen die
Grundsätze zu beachten haben, die der erkennende Senat in seinem

Urteil vom 21° März 1956 (BSG. 2 S. 67 f„) zur Frage der Arbeits—

losigkeit als einer der Unterstützungsvoraussetzungen entwickelt

hat„ Nach nlärung dieser Vorfragen wird das Landessozialgericht

feststellen müssen, ob und welche Unterstützungsbeträge der

Kläger gegebenenfalls zu Unrecht erhalten hat sowie ob und in—
wieweit nrstattungsansprüche daraus begründet sindc Bei diesen
Prüfungen wird auch Ja„z 5 des 5 177 Abs° l AVAVG a„F„ einzu—
beziehen sein, um zu beurteilen, ob die Arbeitsverwaltung die

gesetzlichen drenzen des ihr nach 5 177 Abs. 1 Satz 2 AVAVG aoF„
obliegenden Ermessens etwa überschritten hat oder ob vom Ermes-

sen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden

Jeise Gebrauch gemacht werden ist„

In diesem Zusammenhang wird das Landessozial3ericht weiterhin
auch zu entscheiden haben, ob unter den besonderen Umständen des

vorliegenden Falles auf die Rückforderungen der Beklagten nun—
mehr bereits & 185 AVAVG in der Fassung vom 5„ April 1957 (BGBl"

i S„ 522) anzuwenden isto In einem ähnlich gelagerten Fall aus

der Ariegsopfervcrsorgung'hatte das Bundessozialgericht (BSG„

5 5° 25?) in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundes—

gerichtshofs (vgl.° BGHZ° 9 S. 101) dahin erkannt, daß ein nach
Erlaß des angefochtenen Urteils ergangenes neues Gesetz‚ das die

bisher geltenden materiell—rechtlichen Vorschriften ändert, zu
berücksichtigen ist, sofern dieses nach seinem zeitlichen Gel—

tungswillen das streitige Rechtsverhältnis erfaßto
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VII°

Hinsichtlich der gegen den Kläger verhängten Ordnungsstrafe konnte

im Revisionsverfahren keine entscheidung ergehen, da der Ordnungs—

strafbescheid nicht uegenstand des vorinstanzlichen Urteils war°

Infolge der Zurückvervéisung wird sich das Landessozialgericht

schließlich aber auch mit der Prüfung befassen müssen, ob inzwi—
schen über die Ordnungsstrafe im Verwaltungswege (Vorverfahren)

ordnungsgemäß entschieden worden ist oder ob die Entscheidung

nunmehr im -Kluguege nach 3 88 SGG dem Gericht zusteht°

Die vom Landessozialgericht aufgeworfene Rechtsfrage, ob die Be—

rufung zulässig ist, wenn sie zwei ilngen betrifft, die sich

zusammen auf wiederkehrende Leistungen für einen Zeitraum von

mehr als 15 Jochen beziehen, war vom erkennenden denat in der

vorliegenden cache nicht zu entscheiden, weil die als Verwal—

tungsakte ergangenén Bescheide und die mit der Klage hiérgegen

anhängig gemachten Rechtsstreitigkeiten keine An3prüche auf Lei—
Stungen im Sinne des 3 144 SGGbetreffena '

VIII„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halteno
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